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RESOLUTION 64/156

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 18. Dezember 2009,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 80 Stimmen bei 61 Ge-
genstimmen und 42 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/64/439/Add.2 (Part II), Ziff. 110)297:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Arabische
Republik Syrien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Brunei Darussalam, China, Côte d’Ivoire, Demokratische
Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokrati-
sche Volksrepublik Laos, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, El Salvador, Eritrea, Gabun, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jemen, Jor-
danien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Komoren,
Kongo, Kuba, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mosambik,
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kenguts in vielen Teilen der Welt, in politischen Kreisen, in
der öffentlichen Meinung und in der Gesellschaft an sich, un-
ter anderem infolge wiederauflebender Aktivitäten von politi-
schen Parteien und Vereinigungen, die auf der Grundlage ras-
sistischer, fremdenfeindlicher, sich auf ideologische Überle-
genheit berufender Programme und Satzungen gegründet
werden, und der anhaltenden Nutzung dieser Programme und
Satzungen zur Förderung rassistischer Ideologien oder zur
Aufstachelung dazu,

zutiefst beunruhigt über die wachsende Tendenz zur
Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltan-
schauung, so auch in manchen innerstaatlichen Politiken,
Rechtsvorschriften und Verwaltungsmaßnahmen, die be-
stimmten Religionen und Weltanschauungen angehörende
Bevölkerungsgruppen unter den verschiedensten Vorwänden
im Zusammenhang mit Sicherheit und irregulärer Einwande-
rung stigmatisieren und so ihre Diskriminierung legitimieren
und infolgedessen ihren Genuss des Rechts auf Gedanken-,
Gewissens- und Religionsfreiheit beeinträchtigen und ihre
Fähigkeit behindern, frei und ohne Furcht vor Nötigung, Ge-
walt oder Repressalien ihre Religion einzuhalten, auszuüben
und zu bekunden,

mit tiefer Sorge Kenntnis nehmend von den in vielen
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Beitrag zur Förderung der Toleranz und zur Beseitigung von
Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltan-
schauung leisten soll,

erneut erklärend, dass alle Staaten weitere nationale und
internationale Anstrengungen zur Förderung des Dialogs und
zur Vertiefung des Verständnisses zwischen den Zivilisatio-
nen, Kulturen, Religionen und Weltanschauungen unterneh-
men müssen, und betonend, dass den Staaten, den Regional-
organisationen, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen
Organisationen und den Medien eine wichtige Rolle bei der
Förderung der Toleranz sowie der Achtung und der Freiheit
der Religion und der Weltanschauung zukommt,

unter Begrüßung aller internationalen und regionalen
Initiativen zur Förderung der interkulturellen und interreligiö-
sen Harmonie, einschließlich des internationalen Dialogs
über die Zusammenarbeit zwischen den Religionen, der vom
16. bis 18. Juli 2008 in Madrid abgehaltenen Weltkonferenz
über den Dialog und der am 12. und 13. November 2008 ab-
gehaltenen Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebe-
ne über die Kultur des Friedens, und ihrer wertvollen An-
strengungen im Hinblick auf die Förderung einer Kultur des
Friedens und des Dialogs auf allen Ebenen und mit Anerken-
nung Kenntnis nehmend von den diesbezüglichen Program-
men unter der Federführung der Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur,

unterstreichend, wie wichtig der Ausbau der Kontakte
auf allen Ebenen ist, um den Dialog zu vertiefen und die Ver-
ständigung zwischen verschiedenen Kulturen, Religionen,
Weltanschauungen und Zivilisationen zu verstärken, und in
dieser Hinsicht mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der
Erklärung und dem Aktionsprogramm, die auf der am 3. und
4. September 2007 in Teheran abgehaltenen Ministertagung
der Bewegung der nichtgebundenen Länder über Menschen-
rechte und kulturelle Vielfalt verabschiedet wurden308,

anerkennend, wie wichtig die Schnittstelle von Religion
und Rasse ist und dass mehrfache oder verschärfte Formen
der Diskriminierung aufgrund der Religion und aus anderen
Gründen wie Rasse, Hautfarbe, Abstammung oder nationale
oder ethnische Herkunft auftreten können,

unter Hinweis auf ihre Resolution 63/171 vom 18. De-
zember 2008,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs309;

2. bekundet tiefe Besorgnis über die negative Stereo-
typisierung von Religionen und die Erscheinungsformen von
Intoleranz und Diskriminierung in Fragen der Religion oder
der Weltanschauung, die in der Welt nach wie vor auftreten;

3. missbilligt entschieden alle psychischen und phy-
sischen Gewalthandlungen und tätlichen Angriffe gegen Per-
sonen aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung bezie-
hungsweise die Aufstachelung dazu sowie alle derartigen

Handlungen, die sich gegen ihre Geschäfte, Vermögenswerte,
Kulturzentren und Kultstätten richten, sowie gezielte Atta-
cken gegen die heiligen Stätten und religiösen Symbole aller
Religionen;

4.
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Entweihung oder Zerstörung ausgesetzt sind, zusätzliche
Maßnahmen zu ergreifen;

23. fordert die internationale Gemeinschaft auf, einen
globalen Dialog zur Förderung einer Kultur der Toleranz und
des Friedens auf allen Ebenen auf der Grundlage der Achtung
der Menschenrechte und der Vielfalt der Religionen und
Weltanschauungen zu begünstigen, und legt den Staaten, den
nichtstaatlichen Organisationen, den religiösen Führern und
Organisationen sowie den Print- und elektronischen Medien
eindringlich nahe, einen solchen Dialog zu unterstützen und
zu begünstigen;

24. bekräftigt, dass der Menschenrechtsrat die allge-
meine Achtung aller religiösen und kulturellen Werte fördern
und sich mit Fällen der Intoleranz, der Diskriminierung und
der Aufstachelung zu Hass gegenüber Angehörigen jedweder
Gemeinschaft oder den Anhängern jedweder Religion sowie
mit den Mitteln zur Verstärkung der internationalen Bemü-
hungen um die Bekämpfung der Straflosigkeit für solche be-
klagenswerten Handlungen befassen wird;

25. begrüßt es, dass auf Initiative der Hohen Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte am 2. und
3. Oktober 2008 ein Sachverständigenseminar über Mei-
nungsfreiheit und die Propagierung religiösen Hasses, durch
die zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgesta-
chelt wird, abgehalten wurde, und ersucht die Hohe Kommis-
sarin, weiter auf dieser Initiative aufzubauen, mit dem Ziel,
konkrete Beiträge zur Verhütung und Beseitigung aller derar-
tigen Formen der Aufstachelung sowie der Folgen einer nega-
tiven Stereotypisierung von Religionen oder Weltanschauun-
gen und ihrer Anhänger für die Menschenrechte dieser Perso-
nen und ihrer Gemeinschaften zu leisten;

26. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der Ho-
hen Kommissarin, Menschenrechtsaspekte zu fördern und in
Bildungsprogramme zu integrieren, insbesondere in das von
der Generalversammlung am 10. Dezember 2004 verkündete
Weltprogramm für Menschenrechtsbildung313, und fordert die
Hohe Kommissarin auf, diese Anstrengungen fortzusetzen,
unter besonderer Berücksichtigung

a) des Beitrags der Kulturen sowie der religiösen und
kulturellen Vielfalt;

b) der Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Or-
ganen des Systems der Vereinten Nationen sowie mit regio-
nalen und internationalen Organisationen bei der Abhaltung
gemeinsamer Konferenzen zur Förderung des Dialogs zwi-
schen den Kulturen und des Verständnisses der Allgemein-
gültigkeit der Menschenrechte und ihrer Verwirklichung auf
verschiedenen Ebenen, insbesondere mit dem Büro des Ho-
hen Beauftragten der Vereinten Nationen für die Allianz der
Zivilisationen, der Organisation der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und Kultur und der Stelle innerhalb
des Sekretariats, die damit beauftragt ist, mit den verschiede-
nen Institutionen des Systems der Vereinten Nationen zusam-




